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50. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 27. April 2009, mit der die Verordnung, mit der für die land- und 
forstwirtschaftlichen Fachschulen verschiedene Organisationsbestimmungen sowie Lehrpläne erlassen werden, geändert 
wird.

51. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 18. Mai 2009, mit der die Feuerbrandverordnung geändert wird.

52. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 18. Mai 2009 über die Bekämpfung der Amerikanischen 
 Rebzikade.

 [CELEX-Nr. 32000L0029]

53. Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 25. Mai 2009, mit der die Gemeinde-Kommissionsgebühren-
verordnung 1954 geändert wird.

54. Kundmachung des Landeshauptmannes von Steiermark vom 3. Juni 2009  über das Inkrafttreten von Änderungen der 
Geschäftsverteilung der Mitglieder der Steiermärkischen Landesregierung.

50.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 27. April 2009, mit der die Verordnung, 
mit der für die land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen verschiedene Organisationsbestim-

mungen sowie Lehrpläne erlassen werden, geändert wird

Auf Grund der §§ 7, 24, 25 des Steiermärkischen land- und forstwirtschaftlichen Schulgesetzes, LGBl. 
Nr. 12/1977, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 77/2007, wird verordnet:

Die Verordnung, mit der für die land- und forstwirtschaftlichen Fachschulen verschiedene Organisationsbe-
stimmungen sowie Lehrpläne erlassen werden, LGBl. Nr. 50/1996, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 87/2008, wird 
wie folgt geändert:

1. In § 2, 2. Abschnitt, wird die Überschrift „A. Fachbereich Ländliche Hauswirtschaft c) Dreijährige Fach-
schule für Land- und Ernährungswirtschaft“ durch die Überschrift „A. Fachbereich Ländliche Hauswirtschaft
c) Drei- bzw. vierjährige Fachschule für Land- und Ernährungswirtschaft“ ersetzt.

2. § 2, 2. Abschnitt, A. lit. c, 4. lautet:

„4. Organisation

 Die drei- bzw. vierjährige Fachschule wird im modularen System in zwei Ausbildungsstufen geführt. Die 
erste Stufe ist die Grundausbildung (GA) und umfasst zwei ganzjährig geführte Schuljahre in der zwei-
jährigen Fachschule für Land- und Ernährungswirtschaft. Die zweite Stufe ist die Betriebsleiterausbildung, 
welche die Praxiszeit und den Betriebsleiterlehrgang (BLL) umfasst. Der BLL dauert 30 Unterrichtswochen 
mit insgesamt 1.110 Unterrichtsstunden und beginnt mit Beginn des Unterrichtsjahres für ganzjährig ge-
führte Schulen oder, wenn dies aus organisatorischen Gründen erforderlich ist, mit Beginn des BLL der Fach-
richtung für Land- und Forstwirtschaft. Eine Blockung in höchstens zwei Teile des Unterrichtsjahres ist mög-
lich. Die Praxiszeit während der Betriebsleiterausbildung umfasst mindestens drei, in der vierjährigen Fach-
schule 15 Monate und ist nach Abschluss des vierten Semesters bis spätestens zum Ende des dritten bzw. 
vierten Unterrichtsjahres nachzuweisen. Mindestens 2,5 Monate davon sind während des 3. Unterrichts-
jahres zu leisten. Für das Praktikum Kommunikation und Präsentation, für jeweils eine Wochenstunde des 
Betriebswirtschaftlichen Praktikums und für den Pflichtgegenstand Informatik gilt in Ergänzung zu § 3 
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Abs. 1 lit. c die Teilungszahl 15. Innerhalb des Praktischen Unterrichts kann jeder Schüler je nach Schwer-
punktsetzung der Schule einen entsprechenden Alternativ-Pflichtpraxisteil wählen.“

3. Dem § 5 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Die Änderungen des § 2 durch die Novelle LGBl. Nr. 50/2009 treten mit 4. Mai 2009 in Kraft.“

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

51.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 18. Mai 2009, 
mit der die Feuerbrandverordnung geändert wird

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Steiermärkischen Pflanzenschutzgesetzes, LGBl. Nr. 82/2002, zuletzt in der 
Fassung LGBl. Nr. 5/2007, wird verordnet:

Die Feuerbrandverordnung, LGBl. Nr. 33/2003, zuletzt in der Fassung LGBl. Nr. 25/2008, wird wie folgt 
geändert:

1. § 2 lautet:

Wirtspflanzen des Feuerbrandes sind die Pflanzen folgender Gattungen und deren Kreuzungen:

Amelanchier (Felsenbirne)

Aronia (Apfelbeere)

Chaenomeles (Zierquitte)

Cotoneaster  (Zwergmispel)

Crataegus  (Weiß- oder Rotdorn)

Cydonia (Quitte)

Eriobotrya (Wollmispel)

Malus (Apfel)

Mespilus  (Mispel)

Photinia davidiana (Lorbeermispel)

Pyracantha (Feuerdorn)

Pyrus (Birne)

Sorbus   

2. § 3 lautet: 

„(1) Die Produktion, die Auspflanzung und das Verbringen der im § 2 genannten Wirtspflanzen ist verboten.

(2) Ausgenommen vom Verbot der Produktion, der Auspflanzung und des Verbringens sind die Wirtspflan-
zen folgender Gattungen und deren Kreuzungen, sofern sie als Obstgehölze ausschließlich der Fruchtnutzung 
dienen:

Aronia  (Apfelbeere)

Chaenomeles (Zierquitte)

Cydonia (Quitte)

Malus (Apfel)

Mespilus (Mispel)

Pyrus (Birne)

Sorbus
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(3) Ausgenommen vom Verbot der Produktion, der Auspflanzung und des Verbringens sind Apfel (Malus), 
Birne (Pyrus) und Sorbus, sofern sie der Mischwaldbegründung ab einer Seehöhe von 1.000 Meter dienen.

(4) Ausgenommen vom Verbot der Produktion und des Verbringens sind ferner Wirtspflanzen gemäß § 2, 
wenn sie von registrierten Baumschul- und Gartenbaubetrieben zum Auspflanzen außerhalb der Steiermark 
erzeugt und von diesen nachweislich in Gebiete außerhalb der Steiermark verbracht werden. Zur Dokumenta-
tion dieser Produktion sind laufend Aufzeichnungen über die erzeugten Wirtspflanzen (Arten, Mengen etc.) zu 
führen. Zum Nachweis des Verbringens in Gebiete außerhalb der Steiermark sind ebenfalls laufend Aufzeich-
nungen (Listen mit Art und Menge der verbrachten Pflanzen sowie mit Namen und Adressen der Empfänger) zu 
führen und mit geeigneten Unterlagen (Lieferscheinen, Rechnungen etc.) zu belegen. Die Aufzeichnungen und 
Unterlagen sind mindestens bis zum Ablauf des auf die Produktion und das Verbringen folgenden Jahres aufzu-
bewahren.“

3. Im § 10 entfällt der Abs. 2.

4. Dem § 13 Abs. 7 wird folgender Abs. 8 angefügt:

„(8) Die Änderung der §§ 2, 3 sowie der Entfall des § 10 Abs. 2 durch die Novelle LGBl. Nr. 51/ 2009 tritt mit 
dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 10. Juni 2009, in Kraft.“

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

52.

Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 18. Mai 2009 über die Bekämpfung der 
Amerikanischen Rebzikade

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Steiermärkischen Pflanzenschutzgesetzes, LGBl. Nr. 82/2002, zuletzt in der 
Fassung LGBl. Nr. 5/2007, wird verordnet:

§ 1

Regelungsgegenstand

Diese Verordnung regelt die Bekämpfung der Amerikanischen Rebzikade (Scaphoideus titanus) zur Ver-
hütung des Auftretens und der Ausbreitung des Quarantäneschaderregers Grapevine flavescence dorée.

§ 2

Wirtspflanzen

Wirtspflanzen der Amerikanischen Rebzikade sind die Weinreben (Vitis spp.).

§ 3

Überwachung

Zur Feststellung des Auftretens und der Verbreitung der Amerikanischen Rebzikade sowie zur Beobachtung 
ihrer  Entwicklung sind von der Landesregierung in Weingärten gemäß dem Steiermärkischen Landesweinbau-
gesetz und in Vermehrungsflächen (Rebschulen, Mutterrebenbestände) geeignete Überwachungsmaßnahmen 
durchzuführen. 

§ 4

Untersuchung 

Zur Feststellung des Auftretens mit Grapevine flavescence dorée infizierter Amerikanischer Rebzikaden 
sind von der Landesregierung im Zuge der Überwachung nach § 3 Untersuchungen von Amerikanischen 
 Rebzikaden auf Grapevine flavescence dorée durchzuführen. 
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§ 5

Maßnahmen

(1) Die Eigentümerinnen/Eigentümer oder die sonstigen Verfügungsberechtigten gemäß § 3 Steiermär-
kisches Pflanzenschutzgesetz sind verpflichtet, in den in § 6 angeführten Maßnahmengebieten geeignete Maß-
nahmen zur Bekämpfung der Amerikanischen Rebziakde und zur Verhinderung ihrer Ausbreitung zu treffen.

(2) Die Landeskammer für Land- und Forstwirtschaft in Steiermark hat den geeigneten Zeitpunkt für den 
Einsatz der Bekämpfungsmaßnahmen zu bestimmen und ordnungsgemäß bekannt zu geben.

(3) Über die Behandlungen sind Aufzeichnungen zu führen, aus denen jedenfalls die Bezeichnung des 
Grundstückes, des angewendeten Pflanzenschutzmittels oder Pflanzenhilfsmittels und die verwendete Menge 
pro Hektar sowie das Datum der Anwendung ersichtlich sein müssen. Diese sind drei Jahre aufzubewahren. 

§ 6

Maßnahmengebiete

Die Maßnahmen gemäß § 5 sind in Weingärten gemäß dem Steiermärkischen Landesweinbaugesetz und in  
Vermehrungsflächen (Rebschulen, Mutterrebenbestände) folgender politischer Bezirke und Gemeinden durch-
zuführen:

– Bezirke Feldbach und Radkersburg,

– Bezirk Fürstenfeld ohne die Gemeinden Großsteinbach, Hainersdorf, Bad Blumau und Burgau, 

– Bezirk Leibnitz: die Gemeinden Spielfeld, Ehrenhausen und Berghausen,

– Bezirk Weiz: die Gemeinde Markt Hartmannsdorf.

§ 7

Kontrollen

Die Landesregierung hat durch stichprobenartige Kontrollen die ordnungsgemäße Durchführung der Maß-
nahmen nach § 5 zu überprüfen. 

§ 8

Gemeinschaftsrecht

Durch diese Verordnung wird die Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum 
Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und 
Pflanzenerzeugnisse, ABl. L 169 vom 10. Juli, S 1 umgesetzt.

§ 9

Inkrafttreten

Die Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 10. Juni 2009, in Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

53.
Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung vom 25. Mai 2009, mit der die Gemeinde- 

Kommissionsgebührenverordnung 1954 geändert wird

Auf Grund des § 77 Abs. 3 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. Nr. 51, 
zuletzt in der Fassung BGBl. I Nr. 20/2009, wird verordnet:

Die Gemeinde-Kommissionsgebührenverordnung 1954, LGBl. Nr. 50, zuletzt in der Fassung LGBl. 
Nr. 52/2004, wird wie folgt geändert:

Artikel 1

§ 1 lautet:
„§ 1

Die gemäß § 77 AVG von den Beteiligten für die von Gemeinden außerhalb ihrer Amtsräume vorgenom-
menen Amtshandlungen zu entrichtenden Kommissionsgebühren werden in folgenden Bauschbeträgen festge-
setzt:
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1. für Amtshandlungen des Magistrates Graz, ausgenommen Exklusivtrauungen, für jede angefangene halbe 
Stunde und für jedes teilnehmende Amtsorgang: 30,00 Euro;

2. für Amtshandlungen der übrigen Gemeinden, ausgenommen Exklusivtrauungen, für jede angefangene halbe 
Stunde und für jedes teilnehmende Amtsorgang: 14,00 Euro;

3. für Exklusivtrauungen: 360,00 Euro.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt mit dem der Kundmachung folgenden Tag, das ist der 10. Juni 2009, in Kraft.

Für die Steiermärkische Landesregierung: 
Landeshauptmann Vo v e s

54.

Kundmachung des Landeshauptmannes von Steiermark vom 3. Juni 2009  über das Inkrafttreten von 
Änderungen der Geschäftsverteilung der Mitglieder der Steiermärkischen Landesregierung

Auf Grund des Artikels II Z. 1 der Verordnung der Steiermärkischen Landesregierung, mit der die Geschäfts-
verteilung der Mitglieder der Steiermärkischen Landesregierung als Anlage zu § 2 der Geschäftsordnung der 
Steiermärkischen Landesregierung festgelegt wird, LGBl. Nr. 37/2009, wird kundgemacht:

Artikel I Z. 1. hinsichtlich der Neufassung von Z. 1 und Z. 5 sowie der Einfügung von Z. 10 im Abschnitt 
„A) Landeshauptmann Mag. Franz VOVES“, Z. 2 und Z. 3 hinsichtlich der Neufassung von Z. 1 und hinsichtlich 
der Zuständigkeit „Klimaschutz: Allgemeines und Koordinierung“ in Z. 4 im Abschnitt „I) Landesrat Ing. Man-
fred WEGSCHEIDER“ treten mit 12. Juni 2009 in Kraft.

Der Landeshauptmann: 
Vo v e s
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